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Landesplanerische Beurteilung fiir den Bau eines 6ffentlichen Umschlagterminals fiir den
Kombinierten Verkehr (KV-Terminal) mit den zugehdrigen Infrastruktureinrichtungen sowie
die Ausweisung von industriellen Flachen in der Stadt Burghausen

A. Ergebnis der landesplanerischen Beurteilung

l._Gesamtergebnis

Das geplante Vorhaben entspricht bei Berlicksichtigung der MaRgaben gemal Ziffer A. I

den Erfordernissen der Raumordnung.

Il. MaRgaben

1. Verkehr

Der stralBenverkehrliche Anschluss der geplanten Flachen an die B 20 ist so zu gestalten,

dass die Leistungsfahigkeit der B 20 nicht beeintrachtigt wird. Als Bewertungsgrundlage
ist im weiteren Planungsverfahren eine zusammenfassende Verkehrsuntersuchung zu er-
arbeiten, die das Zusammenspiel der derzeit absehbaren Gro3projekte und deren Auswir-

kungen auf den StralRenverkehr an der B 20 darstellt.

2. Immissionsschutz

In den nachfolgenden Zulassungsverfahren ist durch entsprechende technische und orga-
nisatorische MaRnahmen zu gewahrleisten, dass durch den Betrieb des KV-Terminals die

Immissionsbelastungen auf Mensch und Umwelt soweit wie mdglich minimiert werden.

Natur- und Landschaftsschutz

3.1 Im Wege einer detaillierten Alternativenprifung unter Einbindung der naturschutzfachli-
chen Belange ist flr die beiden Vorhabensbestandteile jeweils nachzuweisen, dass mit
der getroffenen Standortwahl fir die Verwirklichung des geplanten Vorhabens die umwelt-

vertraglichste Losung gewahlt wurde.

3.2 Im Zuge der nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsverfahren ist sicherzustellen,
dass die Einwirkungen auf Landschaft und Naturhaushalt soweit wie méglich minimiert

bzw. ausgeglichen werden.



Land- und Forstwirtschaft

4.2

4.3

4.4

Die Inanspruchnahme von Bannwaldflachen ist auf das unvermeidbare Malf% zu beschran-

ken.

Soweit zur Verwirklichung des Vorhabens Bannwaldflachen gerodet werden missen, sind
zur Sicherstellung einer Erhaltung der Bannwaldfunktionen Ersatzaufforstungen durchzu-

fUhren.

Die Inanspruchnahme vom Flachen flr Ersatzaufforstungen soll moglichst nicht zu Lasten

hochwertiger landwirtschaftlicher Nutzflachen gehen.

Im Verlauf der weiteren Planungsverfahren ist ein interkommunal abgestimmtes Gesamt-
konzept zu erarbeiten, das sicherstellt, dass auch mittel- und langfristig ausreichende FIa-
chen fiur die industrielle und verkehrliche Nutzung in den Gemeinden des Chemiedreiecks
zur Verflgung stehen und gleichzeitig eine weitere Inanspruchnahme von Bannwaldfla-

chen soweit wie moglich vermieden wird.

B. Gegenstand und Verlauf des Verfahrens

. Beschreibung des untersuchten Vorhabens

Die Stadt Burghausen (Vorhabenstragerin) plant die Errichtung eines 6ffentlichen Um-
schlagterminals fur den Kombinierten Verkehr mit den zugehdrigen Infrastruktureinrich-
tungen sowie die Ausweisung von Flachen flr Serviceverbund Partnerfirmen der Wacker
Chemie AG. Der Standort des Vorhabens befindet sich im Stadtgebiet Burghausen im
Landkreis Altotting. Das rund 22 Hektar grof3e Planungsgebiet liegt westlich des Industrie-
gebietes Wacker Chemie AG und OMV Deutschland GmbH.

Im Osten der Flachen verlauft die Bundesstralte 20 in Nord-Sidrichtung, nach Siden wird
die Flache durch den Alzkanal begrenzt. Der Flachenbedarf fir den KV-Terminal mit Infra-
struktur belauft sich auf 12 ha, fir den Serviceverbund Partnerfirmen sind 10 ha vorgese-
hen. Das Gebiet liegt im Geltungsbereich der Bannwaldverordnung des Landkreises Altot-
ting. Die flr das Projekt vorgesehenen Flachen liegen nicht in einem Schutzgebiet nach

dem Bayerischen Naturschutzgesetz.

Der geplante KV-Terminal mit den zugehorigen Infrastruktureinrichtungen erstreckt sich
Uber eine Lange von ca. 800 m und auf eine Flache von insgesamt 15 Hektar. Er umfasst
insbesondere Gleisanlagen, ein Leercontainerdepot und eine Portalkrananlage fur die
Durchfuhrung der Umschlagprozesse zwischen Stra3en- und Schienenfahrzeugen.
Weitere ca. 7 Hektar sind fur Werkstatten und Partnerfirmen der Wacker Chemie AG aus

dem Bereich der Rohrleitungsfertigung vorgesehen. Diese sollen von ihren bisherigen
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Flachen innerhalb des Werkes umgesiedelt werden. Die Planungen sehen in diesem Be-
reich die Ausweisung von Lager-, Produktions-, Prif-, Verkehrs- und Verwaltungsflachen

vor.

Die KV-Anlage soll in der ersten Ausbaustufe (1.AS) eine Jahreskapazitat von ca. 40.000
Ladeeinheiten und in der zweiten Ausbaustufe (2. AS) eine Jahreskapazitat von 72.000
Ladeeinheiten verfligen. Entsprechend wird von der Antragstellerin mit zwei (1. AS) bzw.
vier (2. AS) zusatzlichen Zugumlaufen und 120 (1. AS) bzw. 216 (2. AS) LKW-Umlaufen

am Tag gerechnet.

Der Schienenanschluss der KV-Anlage soll nach Unterfihrung der B20 durch das 6stlich
des Plangebietes gelegene Waldstlick geflihrt und nach Querung des Alzkanals an den
Burghauser Gemeinschaftsbahnhof angeschlossen werden. Die straltenverkehrliche Er-
schlieRung erfolgt Uiber eine neu zu errichtende ErschlielRungsstralle zur B 20 und zur
KreisstralRe AO 24.

Zu den weiteren Einzelheiten wird auf die im Verfahren vorgelegten Unterlagen der Stadt
Burghausen, bestehend aus einer Projektbeschreibung mit Lageplanen, sowie einer vor-

laufigen naturschutzfachlichen Beurteilung verwiesen.

Il. Das angewandte Verfahren

Gegenstand von formlichen Raumordnungsverfahren sind gemaf Art. 21 Abs.1 Bayeri-

sches Landesplanungsgesetz (BayLplG)

1. die in der Raumordnungsverordnung (RoV) vom 13.12.1990 in der jeweils geltenden
Fassung bestimmten Vorhaben und
2. weitere Vorhaben, wenn der Trager des Vorhabens die Durchflihrung eines Raum-

ordnungsverfahrens beantragt,

sofern die Vorhaben konkret und von Uberortlicher Raumbedeutsamkeit sind.

Bei dem vorliegenden Vorhaben handelt es um eine Umschlageinrichtung fir den kombi-
nierten Verkehr im Sinne von § 1 Nr. 9 Raumordnungsverordnung (RoV), die Uberértlich
raumbedeutsam ist. Sie bedarf damit nach Art. 21 Abs.1 BayLplG einer landesplaneri-

schen Uberpriifung.

Nach Sichtung und Priifung auf Vollstandigkeit und Verfahrensreife hat die Regierung von
Oberbayern als zustandige hdhere Landesplanungsbehérde dem Antrag entsprechend
das Vorhaben in einem Raumordnungsverfahren geman Art. 21 ff BayLplG landesplane-

risch Uberprift.
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Die Stadt Burghausen hat mit Schreiben vom 25.08.2008 die Unterlagen zu dem Vorha-
ben vorgelegt. Die Beteiligten wurden mit Schreiben vom 27.08.2008, Az. 24.1-8257-3-08,
um Stellungnahme bis zum 17.10.2008 gebeten. Zugleich wurden die beteiligten Stadte
und Gemeinden unter Hinweis auf Art. 22 Abs. 5 BayLplG gebeten, die Projektunterlagen
offentlich auszulegen und Uber die Auslegung in der gemeindlichen Stellungnahme zu be-

richten.

Die Stadt Burghausen hat parallel zum Raumordnungsverfahren die eigenen Planungen
im Bereich des KV-Terminals weiterbearbeitet und die héhere Landesplanungsbehérde
mit Schreiben vom 24.10.2008 von der geplanten Anderungen der Zufiihrung fiir den KV-
Terminal durch die Anlage eines neu geplanten Parallelgleises in Kenntnis gesetzt. Die
Uberarbeiteten Planungen sehen ein weiteres Parallelgleis auerhalb des Gemeinschafts-
bahnhofs vor. Dieses schwenkt im weiteren Verlauf in Richtung Westen, quert den Alzka-

nal und durch eine Unterfihrung die B 20, um dann in den KV-Terminal zu fihren.

Eine erganzende Beteiligung im Verfahren war aufgrund dieser geringfligigen Modifikation
der Planung, die sich nicht wesentlich auf die raumordnerischen Aspekte auswirken kann,

nicht veranlasst.

Im Laufe des Verfahrens ist durch einige Beteiligte eine Uberpriifung von Alternativstand-
orten gefordert worden. Zur Frage der landesplanerischen Uberpriifung von Alternativen
verweisen wir auf Art. 21 Abs.2 S.3 BayLplG. Demnach muss sich die Landesplanungs-
behorde bei der raumordnerische Begutachtung, ob ein Vorhaben mit den Erfordernissen
der Raumordnung in Einklang steht, bzw. wie es mit diesen Erfordernissen in Uberein-
stimmung zu bringen ist, alleine auf die Prifung von Standort- oder Trassenalternativen
beschréanken, die vom Trager der Planung oder Malinahme eingefiihrt werden. Das be-
deutet, dass die Landesplanungsbehoérde weitere Alternativen nicht von Amts wegen in
die landesplanerische Uberpriifung einbeziehen darf. Die in den vorliegenden Antragsun-
terlagen im Rahmen einer Vorauswahl dargestellten und dann im Rahmen eines Aus-
wahlprozesses ausgeschiedenen Alternativflachen fir den KV-Terminal bzw. einen Servi-

ceverbund wurden aus diesem Grund nicht landesplanerisch Gberprift.

11. Die Beteiligten

Am Verfahren wurde beteiligt:
Markt Marktl

Gemeinde Haiming
Gemeinde Emmerting
Gemeinde Mehring

Gemeinde Burgkirchen a.d.Alz



Gemeinde Kastl

Gemeine Erlbach

Gemeine Perach

Stadt Neudtting

Stadt Altétting

Regionaler Planungsverband Siidostoberbayern
Stadtebund Inn-Salzach

Landratsamt Altotting

Landratsamt Muhldorf a. Inn

Regierung von Oberbayern
SG 20 Wirtschaftsforderung, Beschaftigung
SG 23.2 Personenbeférderung, Schienenverkehr
SG 31.1 StralRenbau
SG 34.2 Stadtebau, Bauordnung
SG 50 technischer Umweltschutz
SG 51  Naturschutz
SG 52  Wasserwirtschaft

Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege

Bayerisches Landesamt fir Umwelt

Bayerische Landesanstalt fur Landwirtschaft

Amt fir Landwirtschaft und Forsten Firstenfeldbruck
Amt fir Landwirtschaft und Forsten Tdging

Staatliches Bauamt Traunstein

Wasserwirtschaftsamt Traunstein

Industrie- und Handelskammer fur Minchen und Oberbayern
Handwerkskammer fur Minchen und Oberbayern

DB Services Immobilien GmbH

e-on Netz GmbH

Erdgas Sidbayern

Wacker-Chemie GmbH, Werk Burghausen

OMV Deutschland GmbH

Bund Naturschutz in Bayern e.V.

Bund Naturschutz in Bayern e.V. - Kreisgruppe Altétting -
Landesbund flir Vogelschutz in Bayern e.V.

Landesjagdverband Bayern e.V.
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Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Bayern e.V.
Bayer. Bauernverband — Bezirksverband Oberbayern
Amt der Oberésterreichischen Landesregierung, Abteilung Raumordnung

Amt der Salzburger Landesregierung - Abteilung 7, Raumplanung

Weiterhin haben sich im Rahmen der Birgerbeteiligung gedulert:
Burgerinitiative — Verkehrskonzept Burghausen
Arbeitskreis Naturschutz im Lkr. AO - Regionalgruppe der Landesarbeitsgemeinschaft

Amphibien und Reptilienschutz
Die flr die landesplanerische Beurteilung wesentlichen Ergebnisse des Beteiligungsver-

fahrens sind in einem Anhang zu dieser Beurteilung zusammengefasst. Bei Interesse

konnen die Beteiligten diesen Anhang bei der Regierung von Oberbayern anfordern.

Begriindung der landesplanerischen Beurteilung

Bewertung des Vorhabens anhand der einschldagigen Erfordernisse der Raumord-

nun

Malstab fiir die Beurteilung des Vorhabens sind neben den Raumordnungsgrundsatzen
gemal § 2 Raumordnungsgesetz (ROG) und Art. 2 Bayerisches Landesplanungsgesetz
(BayLplG) die im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und im Regionalplan der
Region Sidostoberbayern (RP 18) enthaltenen Ziele (Z) und Grundsatze (G).

Von dem uberpriften Vorhaben werden neben wirtschaftlichen Belangen insbesondere
Belange des Verkehrswesens, der Forstwirtschaft, des Landschafts- und Naturschutzes
sowie des Siedlungswesens beruhrt. Die raumordnerische Beurteilung bertcksichtigt die
Auswirkungen des Vorhabens anhand der Stellungnahmen der Beteiligten sowie der

sonstigen ermittelten Tatsachen.

Raumbezogene liberfachliche Belange

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Eine rdumlich ausgewogene Bevolkerungsentwicklung des Landes und seiner Teilrdume
ist anzustreben. Dabei kommt der Schaffung von Arbeitsplatzen in allen Landesteilen im
Rahmen von Planungs- und Abwagungsentscheidungen besondere Bedeutung zu.
Negative Folgen von altersstrukturellen Verschiebungen und Wanderungsbewegungen
sind gering zu halten. (LEP A 12.2)
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(2)

1.2

2.1

(2)

(2)

Zentrale Orte sollen

[...]

- die Standortfaktoren fiir die Wirtschaft besonders starken,

- mit ihren Planungsentscheidungen einen Beitrag zur Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplatzen leisten.

[...](LEP A1l 2.11)

Die Mittelzentren der Region sollen durch den weiteren Ausbau der zentralértlichen
Ausstattung und durch Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes gestarkt werden.

Im Mittelzentrum Burghausen soll die Verkehrsanbindung an das Ubergeordnete Netz
grundlegend verbessert werden. (RP 18 A lll 1.4)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Der Standort des Vorhabens liegt im Mittelzentrum Burghausen und ist gemaf}

LEP A1 1.3 i.V.m. der Strukturkarte zum LEP Anhang 3 dem allgemeinen landlichen
Raum zugeordnet. Die Ausweisung von geeigneten Flachen fir Industrie und Verkehrsinf-
rastruktur als wesentliche Standortfaktoren begunstigt die Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplatzen im Chemiedreieck. Die Starkung der industriellen Potentiale in diesem
Raum tragt auch insgesamt zum Ausbau und der Sicherung einer gesunden wirtschaftli-

chen Struktur des siddstlichen Oberbayerns bei.

Fir das Mittelzentrum Burghausen fordert der Regionalplan der Region Siidostoberbayern
weiterhin eine grundlegende Verbesserung der Verkehrsanbindung an das ubergeordnete
Verkehrsnetz (vgl. RP 18 A lll 1.4). Der geplante KV-Terminal tragt zur Verwirklichung
dieses Anliegens insofern bei, als er einen Knotenpunkt zur Vernetzung von Schienen-
und StraRenverkehrsinfrastruktur begriindet und damit die Verkehrsanbindung des Con-

tainerverkehrs an das Uberortliche Schienennetz verbessert.

Insgesamt ist aus Uberfachlicher Sicht die Stadt Burghausen fir die Ansiedelung eines
entsprechenden KV-Terminals wie auch der Ausweisung von Flachen wie die industrielle
Nutzung geeignet; das Vorhaben ist aus raumstruktureller Sicht grundsatzlich positiv zu

beurteilen.

Raumbezogene fachliche Belange der nachhaltigen gewerblichen Wirtschaft

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Durch die Schaffung gunstiger Rahmenbedingungen sollen die einzelnen Teilrdume
Bayerns als Industriestandorte gesichert und in allen Regionen die Investitions- und
Innovationsfahigkeit des Verarbeitenden Gewerbes weiter verbessert werden. (LEP B I
1.1.2.1)

In allen Landesteilen soll auf die Schaffung qualifizierter Dauerarbeits- und
Ausbildungsplatze hingewirkt werden. Der Schaffung von qualifizierten Arbeits- und
Ausbildungsplatzen kommt bei Planungs- und Ansiedlungsentscheidungen in allen
Landesteilen ein besonders hoher Stellenwert zu. (LEP B 11 4.1)
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Es ist anzustreben, dass zur Wahrung raumlich ausgewogener Erwerbschancen jetziger

und kiinftiger Generationen wettbewerbsfahige Wirtschaftsstrukturen im ganzen Land und

in seinen TeilrAumen sichergestellt werden und die regionale Wirtschaftsstruktur

verbessert wird. Dabei sind anzustreben

— die Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur,

— eine bessere raumliche Verteilung der Wachstumskrafte der Wirtschaft und der Ein-
kommen vor allem zwischen den Verdichtungsraumen und den landlichen Teilrdumen,
deren Entwicklung in besonderem Malde gestarkt werden soll, [...] (LEP B 11 4.1)

Die Wirtschaftskraft der Region Slidostoberbayern soll nachhaltig entwickelt, ausgebaut
und gestarkt werden. [...] Insbesondere [...] der Stadtebund Inn-Salzach [...] und die
Mittelzentren sollen als Wachstumspole gestarkt werden. (RP 18 BV 1)

Um die Leistungsfahigkeit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbessern und um
gunstigere Voraussetzungen fir die Ansiedlung von Unternehmen insbesondere in den
zentralen Orten zu schaffen, ist die Ausweisung von Gewerbegebieten und ein weiterer
Ausbau der Infrastruktur erforderlich. Dabei soll das Naturpotenzial nicht nachhaltig
beeintrachtigt werden. (RP 18 BV 3)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Die Industrie am Standort Burghausen wie auch im gesamten Chemiedreieck ist ein her-
ausragender Wirtschafts- und Beschaftigungsfaktor der gesamten Region. Mit 10.200 di-
rekten und ca. 25.000 indirekten Arbeitsplatzen besitzen die drei Unternehmen Wacker,
OMV und Borealis eine sehr grofRe wirtschaftliche Bedeutung fiir den Standort Burghau-
sen und die umliegenden Gemeinden und Stadte, aber auch im gesamtbayerischen Mal}-
stab.

Innerhalb des Chemiedreiecks liefern die Chemiestandorte Burghausen und Gendorf den
Hauptbeitrag fur den Umschlag von Waren von der Stralde auf die Schiene. Die Realisie-
rung eines offentlichen Umschlagterminals erméglicht es nicht nur der Firma Wacker, in-
terne Flachen von dieser Nutzung zu befreien und fiir ein weiteres Wachstum der Produk-
tionsanlagen innerhalb des bestehenden Industriegebietes zu gewinnen. Er ermdglicht
auch die Blindelung der bei den anderen Unternehmen im Chemiedreieck anfallenden
Containereinheiten, so dass diese unter wirtschaftlich attraktiven Bedingungen zu Ge-
samtziigen zusammengestellt werden kdnnen. Ein neuer, 6ffentlicher KV-Terminal kann
allen Industrie- und Gewerbeunternehmen in der Region dienen und zu verbesserten Lo-
gistikdienstleistungen fiihren. Als bedeutsame Infrastruktureinrichtung kann der Bau des
KV-Terminals damit auch als Beitrag zur Verbesserung der Rahmenbedingungen im Sin-

ne des LEP Ziels B Il 1.1.2.1 gewertet werden.

Anders als die Flachenanteile fir den KV-Terminal sollen die fir den sogenannten Servi-
ceverbund vorgesehenen Flachen in erster Linie der Firma Wacker als weitaus grof3tem
Industrieunternehmen der Region dienen. In den Projektunterlagen wird plausibel geltend
gemacht, dass insbesondere Flachen fur die Rohrleitungsfertigung auf dem Werksgelande

oder zumindest in unmittelbarer Nahe zu den betreuten Produktionsanlagen angesiedelt
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werden missen. Angesichts der Menge an jahrlich bendtigten Kapazitaten aus diesem
Bereich und der Bedeutung dieser Serviceprozesse fiir den Betrieb der Gesamtanlagen,
steht der wirtschaftliche Nutzen der Flachenausweisung fir den grof3ten Arbeitgeber der
Region aufder Frage. Die Bereitstellung entsprechender Flachen im Wege der geplanten
Bauleitplanung starkt das Mittelzentrum Burghausen (RP 18 B V 1) und kann damit unmit-
telbar zur Schaffung weiterer Arbeitsplatze, bzw. zur Sicherung der bestehenden Arbeits-
platze auf der Anlage beitragen (vgl. LEP B Il 4.1). Die Nahe der geplanten Erweiterungs-
flachen zum bestehenden Werksgelande kann zweifelsohne infrastrukturelle Synergieef-
fekte bedingen. Angesichts der GroRe und Bedeutung des Unternehmens kénnen daraus
auch Uberoértlich raumbedeutsame positive Effekte auf Wirtschafts- und Arbeitsplatze ab-

geleitet werden.

Im Ergebnis sprechen damit auch gewichtige Uberdrtliche Belange der nachhaltigen ge-

werblichen Wirtschaft und des Arbeitsmarktes flir das geplante Vorhaben.

Raumbezogene fachliche Belange der technischen Infrastruktur, insbesondere des
Verkehrs

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Es ist anzustreben, dass die Verkehrswege, Verkehrsmittel und Informationssysteme die
fur die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedurfnisse notwendige Mobilitat und
Kommunikation umweltschonend gewahrleisten, insbesondere durch

— abgestimmte staatliche und kommunale Planung

— bevorzugte Starkung umweltfreundlicher Verkehrstrager,

— Optimierung des Verkehrsablaufs

— Vernetzung der Verkehrsmittel

— Kooperation der Verkehrstrager und

— Einsatz moderner Technologien. (LEP B V 1.1.1)

Beim Verkehrswegeaus- und -neubau sowie der Verkehrsbedienung sollen Aspekte des
Naturschutzes, der Landschaftspflege, des Flachensparens und des Immissionsschutzes
berlcksichtigt werden. (LEP BV 1.1.6)

Der Schaffung eines leistungsfahigen Schienenpersonen— und —guterverkehrs durch Aus-
und Neubau der Schieneninfrastruktur sowie attraktive Verkehrsangebote bundeseigener
und nicht-bundeseigener Eisenbahnverkehrsunternehmen kommt besondere Bedeutung
zu. (LEP BV 1.3.1)

Fir den Giterverkehr sind MaRnahmen zur Kapazitatsausweitung, Beschleunigung und
Steigerung der Dienstleistungsqualitat anzustreben. Hierbei sind die Voraussetzungen flr
den kombinierten Verkehr und der verstarkte Einsatz neuer Technologien moglichst zu
verbessern. (LEP B V 1.3.4)

Die Siedlungsentwicklung ist moglichst mit den Erfordernissen einer gunstigen
Verkehrserschliefung und -bedienung durch o6ffentliche Verkehrsmittel abzustimmen.
(LEP B VI1.2)

Das grofRraumige StralRennetz soll so gestaltet werden, dass
- es seine verkehrliche Funktion auch innerhalb der Region erfullen kann
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- die Sicherheit des Verkehrs gewahrleistet ist und
- die negativen Auswirkungen des Stralenverkehrs auf die Umwelt so weit wie mdglich
verringert werden (RP B VIl 3.2.1)

Der Guterverkehr soll insbesondere bei langen Strecken auf die Schiene verlagert werden.
(RP 18 B VIl 4.1)

Es ist anzustreben, die Bevdlkerung durch dauerhaft wirksame MalRnahmen vor
schadlichen Einflussen durch Larm und Erschutterungen zu schutzen und dariber hinaus
zu entlasten, in erster Linie durch MaRnahmen an den Larmquellen selbst. (LEP B V 6)

Es ist anzustreben, zusatzlich die Wohnbau-, Gewerbe- und Verkehrsflachen mit Hilfe
einer Uberdrtlichen und Ortlichen Planung so zu gliedern und einander zuzuordnen, dass
Larmbelastungen vor allem in Bereichen, die Uberwiegend dem Wohnen und der Erholung
dienen, vermieden oder zumindest minimiert werden. Zur weitestgehenden Verringerung
der dort vom StraRenverkehr und auch von ortsfesten gewerblichen Anlagen verursachten
Larmbelastung kommt ggf. erganzenden, passiven Schutzmallnahmen in diesen
Bereichen besondere Bedeutung zu. (LEP B V 6.1)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Der Ausbau von Glutertransportkapazitaten der Schiene durch den Bau des geplanten KV-
Terminals mit einer Jahreskapazitat von — je nach Ausbaustufe —40.000 bzw. 72.000 La-
deeinheiten tragt zur Schaffung eines leistungsfahigen Schienengtterverkehrs bei (vgl.
LEP B V 1.3.1). Das geplante Vorhaben kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, Con-
tainerverkehr aus dem Chemiedreieck von der Stralle auf die Schiene zu verlagern. Diese
Anliegen stltzt der Regionalplangrundsatz RP 18 B VII 4.1 explizit fir den Transport auf
langen Strecken. Auf diesem Wege kann das o6ffentliche Stralennetz entlastet, aber auch
die Versorgungssicherheit des Industriestandorts erheblich verbessert werden. Dass dem
kombinierten Verkehr eine wichtige Rolle zur Beschleunigung und Steigerung der Dienst-
leistungsqualitat des Guterverkehrs zukommt, unterstreicht nicht zuletzt Grundsatz LEP B
V1.3.4.

Das Vorhaben dient der Erh6hung der Umschlagkapazitaten fur den kombinierten Ver-
kehr. Als weitere wesentliche Voraussetzung fiir die Erhéhung der Leistungskapazitat des
Schienenguterverkehrssystems in der Region — wie auch den Nutzen des geplanten KV-
Terminals — erweist sich der Ausbau der bestehenden Schieneninfrastruktur. Auch wenn
der zweigleisige Ausbau der Strecke Munchen-Muahldorf-TuRling-Freilassing wie auch die
Elektrifizierung der Bahnstrecke TuRling-Burghausen nicht Gegenstand dieser landespla-
nerischen Beurteilung sind, soll aufgrund des engen Zusammenhangs mit dem utberpruif-
ten Vorhaben auf die Dringlichkeit dieser Projekte aus raumordnerischer Sicht noch ein-

mal hingewiesen werden.

Die Verlagerung des groRraumigen Langstreckenwarenverkehrs auf die Schiene bedingt
eine Entlastung der B 20 und B 12 / A 94 aber gleichzeitig auch eine Verlagerung der re-

gionalen Verkehrsstrome auf der Stral3e. So ist mit veranderten Verkehrsflissen zwischen
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den verschiedenen Produktionsstandorten im Chemiedreieck und dem geplanten KV-
Terminal zu rechnen. Wegen zahlreicher anderer, zeitgleich geplanter Vorhaben (Bau der
Ortsumgehung Burghausen, Umbau des Knotenpunktes B 20 / St. 2108 ,Wegscheid®; Er-
richtung eines 800 MW Kraftwerkes 6Ostlich der B 20, Gde. Haiming; Erweiterung der Poly-
Anlagen der Fa. Wacker 6stlich der B 20; mdgliche Gewerbegebietserweiterungen der
Stadt Burghausen sudlich der St 2108, bzw. westlich der B 20) erscheint es aus fachlicher
Sicht derzeit schwer abschatzbar, wie sich insgesamt die verkehrliche Entwicklung vor al-
lem im Bereich der B 20 aber auch der St 2108 darstellen wird. Im Interesse der Siche-
rung der Leistungsfahigkeit des Uberortlichen Verkehrsnetzes ist es aus landesplaneri-
scher Sicht daher erforderlich, dem weiteren Planungsverfahren eine zusammenfassende
Verkehrsuntersuchung zugrunde zu legen, die das Zusammenspiel der derzeit absehba-
ren GroRRprojekte und deren Auswirkungen auf den Strallenverkehr an der B 20 — An-
schluss und Kreuzungsbauwerke — darstellt. Unter Berticksichtigung der Ergebnisse die-
ser Verkehrsuntersuchung ist in enger Abstimmung mit dem Staatlichen Bauamt Traun-
stein der stral3enverkehrliche Anschluss der neuen Baugebiete an die B 20 so auszuges-

talten, dass die Leistungsfahigkeit der B 20 nicht beeintrachtigt wird (vgl. MaRgabe A Il 1).

Die Ansiedlung eines Serviceverbunds von Zulieferern in unmittelbarem Anschluss an die
Werkanlagen der Fa. Wacker ist — soweit keine Flachen auf dem Wackergelande selbst
verfugbar sind — grundsatzlich aus uberoértlicher verkehrlicher Sicht zu begriRen, da auf
diesem Wege die Anzahl von Einzelfahrten und damit zusatzliche Belastung der Gberortli-

chen Verkehrsachsen B 20, AO 24 gering gehalten werden kénnen.

Unter dem Aspekt der Uberdrtlichen Belange des Immissionsschutzes ist die Verlagerung
von Guterverkehr auf Schiene und damit die Reduzierung von Schadstoffen grundsatzlich
als positiv zu bewerten. Angesichts der Lage im Waldgebiet und der relativ weiten Entfer-
nung zu Wohnbebauung tragt das Vorhaben hinsichtlich der Standortwahl den Gberortli-
chen Vorhaben zum Larmschutz (vgl. LEP B V 6) in geeigneter Weise Rechnung. Konflikt-
trachtig unter Aspekten des Larmschutzes erweist sich jedoch die mit dem Vorhaben
gleichzeitig verbundene Erhdhung der Guterverkehrsfrequenz entlang der Schienenstre-
cke, die in Relation zum Ausbau des Umschlagvolumens am KV-Terminal zunehmen wird
und damit auch zu einer Erhéhung der Larm- und Schadstoffbelastung von Bahnanliegern
fuhren wird. Unbeschadet mdglicher immissionsschutzfachlicher Anforderungen im Rah-
men nachfolgender Planungsverfahren ist aus landesplanerischer Sicht zu fordern, dass
durch entsprechende technische und organisatorische MalRnahmen dafiir Sorge getragen
wird, dass die Immissionsbelastungen auf Mensch und Umwelt soweit wie moglich mini-
miert werden (vgl. Maflgabe A Il 2). Zudem sind mit Blick auf LEP B V 6.1 die von dem

Vorhaben berlhrten Planungstrager gehalten, bei ihren zukiinftigen Planungen mogliche
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Erhéhungen der Giuterverkehrsfrequenzen auf der Strecke zum KV-Terminal zu berick-

sichtigen.

Es kann damit festgehalten werden, dass das Vorhaben — bei Bertcksichtigung der ent-
sprechenden MalRgaben — in Einklang mit den Uberortlichen verkehrlichen Erfordernissen

der Raumordnung gebracht werden kann.

Raumbezogene fachliche Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Verluste an Substanz und Funktionsfahigkeit des Bodens, insbesondere durch
Versiegelung, Erosion, Verdichtung, Auswaschung und Schadstoffanreicherung, sollen bei
allen Malinahmen und Nutzungen minimiert werden. Soweit moglich und zumutbar soll der
Boden entsiegelt und regeneriert werden. (LEP B 1 1.2.2)

Es ist anzustreben, Natur und Landschaft bei Planungen und Mafinahmen mdglichst so zu
erhalten und weiter zu entwickeln, dass — aufbauend auf natlrlichen und kulturhistorischen
Gegebenheiten — jeweilig vorhandene naturraumliche Potenziale besondere
Bertcksichtigung finden. (LEP B | 2.2.1)

Die Erfordernisse des Arten- und Biotopschutzes in Waldern sind méglichst zu beriicksich-
tigen. In geeigneten Bereichen ist die natlrliche Entwicklung neuer Lebensraume anzu-
streben. (LEP B 12.2.6.3)

Der Erhaltung und Entwicklung groer zusammenhangender Waldflachen als geschlosse-
ne Lebensraume kommt besondere Bedeutung zu. Es ist anzustreben, dass bei unver-
meidbaren Eingriffen in Walder neu zu schaffende Waldflachen moglichst zur Entwicklung
geschlossener Walder beitragen. (LEP B 12.2.6.4)

Gebiete, in denen den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
besonderes Gewicht zukommt, werden als landschaftliche Vorbehaltsgebiete
ausgewiesen. In diesen sollen die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und das
Landschaftsbild nachhaltig gesichert werden. Die Charakteristik der Landschaft und ihrer
Teilbereiche soll erhalten werden. GroRere Eingriffe in das Landschaftsgeflge sollen
vermieden werden, wenn sie die 6kologische Bilanz deutlich verschlechtern. (RP 18 B |
3.1)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Die Verwirklichung des Vorhabens ist mit der Rodung von mindestens 22 ha Waldflachen
und einer weitestgehenden Versiegelung dieser Flachen verbunden. Damit einher geht
der Verlust von Lebensraumen fiir eine Vielzahl verschiedener Pflanzen und Tierarten.
Durch das Vorhaben sind jedoch keine Schutzgebiete nach bayerischem Naturschutzrecht
oder kartierte Biotope direkt betroffen. Laut Regionalplanziel RP 18 B 1 3.1 i.V.m. Karte 3
des RP 18 sind die Flachen vollstéandig als landschaftliches Vorbehaltsgebiet Nr.42 ,Da-
xenthaler Forst“ ausgewiesen. Den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge kommt in diesen Gebieten besondere Bedeutung zu, gréRRere Eingriffe sollen grund-

satzlich vermieden werden. Darlber hinaus ist die Erhaltung und Entwicklung grof3er zu-
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sammenhangender Waldflachen als geschlossene Lebensrdume ein weiteres landespla-
nerisches Anliegen (vgl. LEP B 12.2.6.4).

Zwar durfen die nach RP 18 B | 3.1 festgesetzten Gebiete nicht als Tabuzonen angesehen
werden, in denen notwendige Entwicklungen nicht mdglich sind. Bei aus Ubergeordneten
Interessen erforderlichen Eingriffen soll freilich immer die umweltvertraglichste Losung an-
gestrebt werden (vgl. Begriindung zu RP 18 B | 3.1). Um die Unvermeidbarkeit der Inan-
spruchnahme der gewahlten Flachen fir die geplanten Vorhaben zu dokumentieren, bzw.
nachzuweisen, dass die umweltvertraglichste Losung gewahlt wurde, missen im weiteren
Verfahrensverlauf — getrennt fiir die beiden Vorhabensbestandteile — mdglichen Alterna-
tivstandorte noch detaillierter untersucht und in einer fachgerechten Alternativenprifung
insbesondere auch unter Berlcksichtigung der naturrdumlichen Potenziale bewertet wer-
den. Das besondere 6ffentliche Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens, insbe-

sondere am KV-Terminal ist dabei entsprechend zu wirdigen (MalRgabe A 1l 3.1).

Ohne dass im derzeitigen Verfahrensstand und auf der Grundlage der vorgelegten Unter-
lagen die Auswirkungen abschlieRend zu beurteilen waren, kann schon bei einer Betrach-
tung im raumordnerischen Malstab festgestellt werden, dass mit dem Verlust von
Fortpflanzungs- und Ruhestatten europarechtlich geschitzter Arten zu rechnen ist. Es ist
abzusehen, dass umfangreiche MaRnahmen zur Minimierung der Konflikte und zur Siche-
rung der Erhaltungszustande der betroffenen Arten erforderlich werden und nicht ver-
meidbare Eingriffe ausgeglichen werden missen. Nach fachlicher Aussage bestehen im
Umfeld des Vorhabens ausreichende geeignete Gebiete, die sich fir entsprechende Aus-
gleichsmalinahmen eignen kdnnten.

Aus landesplanerischer Sicht (vgl. LEP B | 2.2.6.3) ist in den weiteren Planungsschritten
zu gewahrleisten, dass die naturrdumlichen Wertigkeiten dieses Gebietes entsprechend
gewurdigt und in der Umsetzung des Vorhabens weitest moglich die Einwirkungen auf
Landschaft und Naturhaushalt minimiert werden (MafRgabe A Il 3.2). Als geeignete Mal3-
nahme zur Einddmmung negativer Auswirkungen auf den Artenschutz wird seitens der
Fachbehdrde beispielsweise die Ausweisung von Biotopbdumen und Naturwaldzellen vor-

geschlagen.

Unter Zugrundlegung der entsprechenden Malgaben flir die nachfolgenden Planungsver-
fahren kann festgestellt werden, dass das Vorhaben zwar mit erheblichen negativen Aus-
wirkungen auf Natur und Landschaftsraum verbunden ist, jedoch — unter der Vorausset-
zung, dass sich keine geeigneteren Alternativstandorte finden — kein grundsatzlicher Wi-
derspruch zu Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes aus LEP und Regionalplan vor-
liegt. Die negative Betroffenheit dieser Belange ist mit dem entsprechenden Gewicht in der

Gesamtabwagung zu berticksichtigen.
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Raumbezogene fachliche Belange der nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Der Erhaltung und Entwicklung groer zusammenhangender Waldflachen als
geschlossene Lebensraume kommt besondere Bedeutung zu. Es ist anzustreben, dass
bei unvermeidbaren Eingriffen in Walder neu zu schaffende Waldflachen méglichst zur
Entwicklung geschlossener Walder beitragen. (LEP B 12.2.6.4)

Es ist anzustreben, dass die fur land- und forstwirtschaftliche Nutzung geeigneten Bdéden
nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fiir andere Nutzungen vorgesehen werden.
(LEP B IV 1.3)

Dem Erhalt der Flachensubstanz des Waldes kommt besondere Bedeutung zu. Dies gilt
insbesondere in den Verdichtungsrdumen und siedlungsnahen Bereichen. (LEP B IV 4.1)

Grolde zusammenhangende Waldgebiete [...] sollen als Grol3naturrdume vor
Zerschneidungen und Flachenverlusten bewahrt werden. Gleiches gilt fir die zu Bannwald
erklarten oder hierfur geeigneten Walder sowie an Standorten mit besonderer
landeskultureller oder waldokologischer Bedeutung. (LEP B IV 4.1)

In siedlungsnahen Bereichen, intensiv genutzten oder waldarmen Gebieten sowie in
Gebieten, in denen Wald aus strukturellen oder landeskulturellen Griinden besonders
erwlnscht ist, ist eine Mehrung der Waldflache anzustreben. Gleiches gilt fur die
Wiederbegriindung von Auwaldern auf geeigneten Standorten. (LEP B IV 4.2)

Der dauerhaften Erhaltung und — wo erforderlich - Starkung der Nutz-, Schutz-, Sozial-
und Lebensraumfunktionen des Waldes in ihrer Gesamtheit und ihrer jeweiligen
Gewichtung kommt besondere Bedeutung zu. (LEP B IV 4.3)

Der Wald in der Region soll in seinem Bestand erhalten und so bewirtschaftet werden,
dass er seine Funktionen bestmdglich erfiillen kann. Ortsnahe Walder sollen erhalten und
mdglichst als Erholungswald gestaltet werden.

Bei Inanspruchnahme von Waldflachen soll zur nachhaltigen Sicherung ihrer Funktionen
und zur Verbesserung des 6kologischen Gesamthaushalts gleichwertiger Ersatz
geschaffen werden. Durchschneidungen von Waldern sollen vermieden werden. (RP 18 B
I 3.1)

Die Waldgebiete Muhldorfer Hart, Garchinger Hart und Altéttinger/ Alzgerner/Daxenthaler/
Holzfelder Forst sollen als Bannwald erhalten werden. (RP 18 B 1l 3.2)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Die Flachen flir das geplante Vorhaben befinden sich vollstandig im Bannwald ,Holzfelder
Forst” (Rechtsverordnung des Landratsamtes Altétting vom 15.04.1991 geman Art. 11
Abs. 1 BayWaldG). Diesem Waldgebiet kommen aufgrund seiner Lage und Flachenaus-
dehnung erhebliche rdumliche Funktionen fur Klima, Wasserhaushalt und Luftreinigung
zu. So verringert es die Immissionsbelastung der Teilrdume Burgkirchen a.d.Alz und
Burghausen und besitzt eine wesentliche Bedeutung fiir die Erholung. Es handelt sich um
eines der wenigen grof3en und zusammenhangenden Waldgebiete innerhalb des insge-
samt waldarmeren Landkreises Altétting. Der Flachenbedarf des zu dieser landesplaneri-

schen Begutachtung vorgestellten Vorhabens belauft sich auf 22 ha Bannwald. Hinzu
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kommt die Inanspruchnahme von Waldflachen im Bereich der notwendigen Gleis- und
Strallenanbindungen, die teilweise ebenfalls im Geltungsbereich der Bannwaldverordnung

liegen.

Seitens einiger Beteiligter im Verfahren wurde darauf hingewiesen, dass in den vergange-
nen Jahren zur Ausweisung industrieller Flachen in Burghausen und den benachbarten
Gemeinden bereits erhebliche Flachen des Bannwaldes in Anspruch genommen wurden
(laut Stellungnahme des Amts fiir Landwirtschaft und Forsten, Flrstenfeldbruck vom
21.11.2008: ca. 85 ha seit 2005). Auch wenn fir diese Flachen Ersatzaufforstungen
durchgefiihrt wurden, sind die Neupflanzungen erst nach vielen Jahren geeignet, die ver-
loren gegangenen Funktionen zu ersetzen. Daruber hinaus wurden seitens der Stadt
Burghausen bereits Uberlegungen ge&uBert, dass in den kiinftigen Jahren weitere 40 bis
80 ha Flachen des Bannwaldes bendtigt wirden. Mit der OMV sieht — laut der Stellung-
nahme vom 16.10.2008 zu vorliegendem Verfahren — ein weiteres GroRunternehmen
mdgliche Flachenbedarfe zur Erweiterung der Raffinerieanlagen nérdlich der geplanten
Flachen und westlich der B 20 (d.h. im Bannwald). Auch das staatliche Bauamt Traunstein
hat angekiindigt, dass im Zuge des Ausbaues der B 20 im Abschnitt zwischen BAB A 94
und Burghausen die Einrichtung von 3 Uberholspuren geplant sei, die ebenfalls mit der In-

anspruchnahme von Bannwaldflachen verbunden sein werden.

Die raumordnerischen Erfordernisse geben vor, nicht nur entsprechend hochwertige
Waldbestande zu erhalten (LEP B 12.2.6.4, LEP B IV. 4.1), sondern insbesondere in sied-
lungsnahen Bereichen und waldarmen Gebieten grundsatzlich sogar eine Mehrung der
Waldflache anzustreben (LEP B IV 4.2). Vor diesem Hintergrund kommt der Inanspruch-
nahme von Bannwald eine besondere Bedeutung zu. Ohne dass die fachplanerischen An-
forderungen an die Inanspruchnahme von Bannwaldflachen (insb. die Voraussetzungen
eines zwingenden Standortbedarfs) an dieser Stelle im Einzelnen gepruft werden mussten
(dies bleibt den nachfolgenden Planungsverfahren vorbehalten), kann aus landesplaneri-
scher Sicht festgestellt werden, dass die Verringerung der Bannwaldflachen so gering wie
mdglich ausfallen sollte (MalRgabe A 11 4.1). Zudem ist gemafl RP 18 B Il 3.1 bei Inan-
spruchnahme von Waldflachen zur nachhaltigen Sicherung ihrer Funktionen und zur Ver-
besserung des 6kologischen Gesamthaushalts gleichwertiger Ersatz zu schaffen (MaRRga-
be A Il 4.2). In diesem Zusammenhang wird zu berucksichtigen sein, dass auch im Falle
von Ersatzaufforstungen, wie sie durch die Vorhabenstragerin im Anschluss an die beste-
henden Bannwaldflachen geplant ist, die Funktionserfullung der Waldflachen erst nach

Jahrzehnten wieder vollstandig eintreten kann.

Gegenstand dieser landesplanerischen Beurteilung ist alleine das von der Stadt Burghau-
sen geplante Projekt KV-Terminal mit Serviceverbund und Infrastruktur. Gleichwohl kén-

nen die sonstigen Planungen im Umfeld, insbesondere soweit sie Bannwaldflachen in An-
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spruch nehmen, nicht unbericksichtigt bleiben. Es ist vielmehr Aufgabe der landesplaneri-
schen Beurteilung, die Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Malinahmen si-
cherzustellen (vgl. Art. 21 Abs. 2 Nr. 2 BayLplG).

Angesichts des rasanten Flachenverbrauchs in diesem Teilraum bedarf es aus landespla-
nerischer Sicht hinsichtlich bestehender und absehbaren Planungen als Grundlage der
weiteren Verfahren einer tberoértlich und Gberfachlich abgestimmten Vorgehensweise (vgl.
Mafgabe A Il 4.4). Das vorliegende Vorhaben wie auch die weiteren bereits angekiindig-
ten Projekte haben Auswirkungen, die weit (iber das Stadtgebiet von Burghausen und ein-
zelne fachliche Belange hinaus gehen. Wahrend einige der Nachbargemeinden durch ei-
gene Flachenausweisungen zu einer weiteren Rodung von Bannwaldbestéanden beitragen
werden, sind andere durch die Ausweisung von Flachen flur die Ersatzaufforstung unmit-
telbar von solchen Vorhaben betroffen. Mit der zunehmenden Anzahl von geplanten Ro-
dungen wird darUber hinaus die Verfugbarkeit von Ersatzflachen abnehmen. Beanspru-
chen Vorhaben zur Verbesserung der verkehrlichen Anbindung selbst Bannwaldflachen,
stehen alle diese Mallnahmen im Konflikt mit den forst- und naturschutzfachlichen Belan-
gen, die aufgrund der Wertigkeit der Waldflachen in der Regel immer berihrt sind. Die na-
turrdumlichen Gegebenheiten in der Stadt Burghausen stehen einer Flachenentwicklung
dieses wichtigsten Industriestandortes in Richtung Osten weitestgehend entgegen. Fur die
Unternehmen im Chemiedreieck — und damit fur die Situation des Arbeitsmarktes — ist es
zugleich von elementarer Bedeutung, dass bei Bedarf ausreichend geeignete Flachen fir
die industrielle und gewerbliche Nutzung zur Verfligung stehen. Die Vorgaben in Bezug

auf die konkreten Standortanforderungen kénnen dabei stark variieren.

Es liegt im Interesse einer nachhaltigen Raumentwicklung, welche den Auftrag hat die
Okonomischen wie auch dkologischen Belange in Ausgleich zu bringen, einer solchen
komplexen Konfliktlage mit Hilfe eines teilrdumlichen interkommunalen Konzepts zu be-
gegnen. Die Notwendigkeit einer fachubergreifenden Gesamtkonzeption an Stelle einer
ausschliel3lich auf das jeweilige Einzelprojekt bezogene Betrachtungsweise wurde im
Rahmen des Beteiligungsverfahrens von verschiedenen Beteiligten angemahnt (u.a.
Landratsamt Altétting, Amt flr Landwirtschaft und Forsten Furstenfeldbruck, Bund Natur-
schutz). Das Ziel muss es sein, unter Einbindung aller betroffenen privaten und 6ffentli-
chen Stellen einen langfristigen Ausgleich der verschiedenen gegenlaufigen Belange zu
koordinieren und sowohl Planungssicherheit fur die Industrieunternehmen der Region zu
sichern, als auch das 6ffentliche Interesse an einer Begrenzung der Bannwaldbeanspru-
chung zu wahren. Aus unserer Sicht kann nur mit Hilfe eines solchen ibergreifenden Kon-
zeptes ein Nachweis plausibel gefihrt werden, dass im Falle einer Inanspruchnahme von
Bannwaldflachen den landesplanerischen Vorgaben (LEP B 12.2.6.4, LEPB IV 4.1, RP 18
B | 3.1) nachhaltig Rechnung getragen wird.
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Die vorgelegten Planungen sehen keine direkte Inanspruchnahme von landwirtschaftli-

chen Flachen vor. In den Antragsunterlagen wird jedoch ausgeflhrt, dass im Zuge des
Ausgleichs der Inanspruchnahme von Bannwaldflachen, Ersatzaufforstungen notwendig
werden. Fir diese Neuaufforstungen missen landwirtschaftliche Flachen bereit stehen,
die sich unmittelbar an den bestehenden Bannwald anschlieRen. Auf diesen Umstand
weisen die beteiligten Fachbehorden und Verbande hin. Im Ergebnis kdnnte das Vorha-
ben — unbeschadet der jeweiligen Qualitat der Flachen — zu einem Verlust von bis zu 22
ha landwirtschaftlicher Flachen fliihren. Es sollte angestrebt werden, die erforderlichen Er-
satzaufforstungen soweit moéglich nicht auf hochwertigen landwirtschaftlichen Nutzflachen
durchzufuhren (vgl. Mallgabe A 1l 4.3).

Damit kann festgehalten werden, dass das Vorhaben gewichtige Uberdrtliche Belange der
Forst- und Landwirtschaft negativ berihrt, die mit dem entsprechenden Gewicht in der

Gesamtabwagung Berlcksichtigung finden missen.

6. Raumbezogene fachliche Belange der nachhaltigen Siedlungsentwicklung und
des Siedlungsbildes

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen vorrangig
- die vorhandenen Potentiale (Baulandreserven, Nachverdichtung, Brachflachen und
leerstehende Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten genutzt und
- flachensparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen angewendet werden.
Es ist anzustreben, die Versiegelung von Freiflachen mdglichst gering zu halten.
Die Zersiedelung der Landschaft soll verhindert werden. Neubauflachen sollen mdglichst
in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten ausgewiesen werden. (alle LEP B VI 1.1)

Siedlungsgebiete sowie sonstige Vorhaben sind madglichst schonend in die Landschaft
einzubinden. (LEP B VI 1.5)

Durch eine nachhaltige gemeindliche Planung, die eine vorausschauende kommunale
Bodenpolitik einschlieft, ist der Nachfrage nach verfligbarem Wohnbauland und gewerbli-
chem Bauland méglichst Rechnung zu tragen.

Es ist anzustreben, zusatzlich die Wohnbau-, Gewerbe- und Verkehrsflachen mit Hilfe
einer Uberdrtlichen und ortlichen Planung so zu gliedern und einander zuzuordnen, dass
Larmbelastungen vor allem in Bereichen, die Uberwiegend dem Wohnen und der Erholung
dienen, vermieden oder zumindest minimiert werden. Zur weitestgehenden Verringerung
der dort vom StraRenverkehr und auch von ortsfesten gewerblichen Anlagen verursachten
Larmbelastung kommt ggf. erganzenden, passiven Schutzmallnahmen in diesen
Bereichen besondere Bedeutung zu. (LEP B V 6.1)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung
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Mit Blick auf die stadtebaulichen Erfordernisse der Raumordnung (Vermeidung von Zer-
siedelung, vgl. LEP B VI 1.1) ist festzustellen, dass die beplanten Flachen nicht an andere
Siedlungseinheiten angebunden sind. Angesichts des Flachenbedarfs, der erforderlichen
Lange der Grundstiicke flr Bahninfrastrukturanlagen sowie die mit diesen Anlagen ver-
bundenen Emissionen, ist eine stadtebauliche Anbindung des KV-Terminals jedoch nicht
maoglich, so dass die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme vom Anbindungsgebot wie sie

in der Begriindung zum Ziel LEP B VI 1.1. angefihrt sind vorliegen.

Auch aus stadtebaufachlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass mit Blick auf die weite-
ren, bereits absehbaren Flachenbedarfe im Umfeld des Vorhabens in einer Gesamtbe-
trachtung eine vorausschauende Koordination der anstehenden verschiedenen Projekte
anzustreben ware. Eine derartige Vorgehensweise kénnte dazu beitragen, eine schonen-
de, das nétige Mald an Belastungen nicht Uberschreitende Siedlungsentwicklung zu ge-
wahrleisten. Das in MalRgabe A Il 4.4 geforderte Gesamtkonzept ist daher auch aus Grin-

den einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung zweckmafig.

Im Ergebnis stehen dem Vorhaben raumbezogene Belange der nachhaltigen Siedlungs-

entwicklung jedoch nicht entgegen.

Raumbezogene fachliche Belange der Wasserwirtschaft

Erfordernisse der Raumordnung als MaRstab der Beurteilung

Es ist anzustreben, die Nutzungen und Einwirkungen auf das Wasser, insbesondere die
Flachennutzung, so anzuordnen und zu begrenzen, dass das Wasser seine Aufgaben im
Naturhaushalt auf Dauer erfullen kann. (LEP B 1 3.2)

Die Erhaltung und Verbesserung der Versickerungsfahigkeit von Flachen, insbesondere
durch Beschrankung der Bodenversiegelung, ist anzustreben. (LEP B | 3.2.1.2)

Es ist anzustreben, dass die gewerbliche Wirtschaft inren Bedarf - soweit keine Trinkwas-
serqualitat gefordert ist - moglichst aus oberirdischen Gewassern, Regenwasser oder
durch die betriebliche Mehrfachverwendung des Wassers deckt. (LEP B13.2.2.1)

Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung

Ausweislich der fachbehérdlichen Aussagen liegt das geplante KV-Terminal in ca. 3.500 m
Entfernung vom nachstgelegenen Wasserschutzgebiet. Auch das nachstgelegene Ober-
flachengewasser befindet sich in ausreichender Entfernung. Eine Beeintrachtigung tber-
ortlicher wasserwirtschaftlicher Belange ist daher nicht zu beflirchten. Das Entwasse-
rungskonzept sollte jedoch friihzeitig mit wasserwirtschaftlichen Fachstellen abgestimmt

werden.
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Raumordnerische Gesamtbewertung

Grundlage fir die Bewertung bilden die vom Projekttrager vorgelegten Unterlagen, die
Stellungnahmen der am Verfahren beteiligten Trager 6ffentlicher Belange und die AuRe-
rungen der Offentlichkeit. Die landesplanerische Beurteilung schlieRt die Bewertung der

raumbedeutsamen Umweltauswirkungen entsprechend dem Planungsstand ein.

Weder positiv noch negativ wirkt sich das Vorhaben auf die die tiberdértlichen Belange der

Wasserwirtschaft aus.

Fur das Vorhaben sprechen neben raumstrukturellen Aspekten vor allem Belange des
Verkehrs und wirtschaftliche Belange: Das Vorhaben tragt zu einer Starkung des Wirt-
schaftsraumes bei. Die Ausweisung neuer industrieller Flachen insbesondere fir unmittel-
bare Zulieferfirmen fur die Werksanlagen der Fa. Wacker erméglicht ein weiteres Wachs-
tum der Unternehmensteile an diesem Standort, starkt die bereits am Standort befindli-
chen sowie neue Unternehmen und tragt damit auch zur Sicherung bestehender bzw. dem
Ausbau neuer Arbeitsplatze bei. Der Bau des KV-Terminals in Burghausen verbessert zu-
dem die Méglichkeiten zur Nutzung des Verkehrstragers Schiene durch die Unternehmen
im Chemiedreieck und ermdéglicht eine Verlagerung insbesondere des Warentransportes
an weit entfernte Ziele von der Stral3e auf die Schiene. Dies entlastet nicht nur die Gberort-
lich bedeutsamen Verkehrstrassen, sondern erméglicht die Entwicklung effizienterer Lo-

gistikdienstleistungen fir den Industriestandort ,,Chemiedreieck®.

Hinsichtlich der konkreten Standortwahl weist das Vorhaben jedoch auch erhebliche nega-
tive Effekte auf: Belange des Immissionsschutzes werden Uberall dort betroffen, wo die
Trasse in Folge der Steigerung der Kapazitaten mit einem zusatzlichen Guterverkehrsauf-
kommen verbunden ist. Fir die Belange der Landwirtschaft wirkt sich der erhebliche Fla-
chenbedarf flir Bannwaldersatzflachen negativ aus. Negativ bertihrt werden vor allem die
Belange des Forstwesens und des Naturschutzes. So verbleibt es wegen der erforderli-
chen weitflachigen Rodungen trotz geplanter Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen bei nicht
ausgleichbaren negativen Betroffenheiten von tberdrtlich raumbedeutsamen Waldbestan-

den.

Wenn es jedoch gelingt, die negativen Auswirkungen — auch zukinftiger Flachenauswei-
sungen in diesem empfindlichen Raum — auf der Grundlage eines abgestimmten inter-
kommunalen Uberfachlichen Gesamtkonzepts (vgl. Maligabe A 1l 4.4) auf das unbedingt
erforderliche Mal} zu beschranken, kann in der Gesamtbewertung festgestellt werden,
dass aufgrund der regional herausragenden Bedeutung des Vorhabens fur den Wirt-
schaftsstandort die positiv berihrten Belange die negativen Betroffenheiten Uberwiegen
und das Vorhaben bei Berlicksichtigung auch der sonstigen Mal3gaben noch den Erfor-

dernissen der Raumordnung entspricht.
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Hinweise fiir nachfolgende Planungsverfahren

Die Freihaltung der gesetzlichen Anbauzone gemal § 9 Abs.1 FStraG fir bauliche Anla-
gen bis 20 m Abstand ist bei den Planungen zu berlicksichtigen. Gleiches gilt fiir die Ver-
bindungsrampen von de KreisstraRe AO 24 zur B 20.

Auf den Luftreinhalte-Aktionsplan fur die Stadt Burghausen wird verwiesen. Da sich die

Messstation des Lufthygienischen Uberwachungssystems Bayern im Kreuzungsbereich
der B 20 und der Bahnlinie befindet, und damit sudostlich des geplanten KV-Terminals, ist
wahrend der Bauphase dafir Sorge zu tragen, dass unnétiger Staubeintrag vermieden
wird.

Im Laufe des weiteren Verfahrens sollte die mit der Zunahme der Gitertransporte verbun-
dene Larmbelastung entlang der Bahnlinie Burghausen-TUuRling ermittelt werden, um fir
kinftige Bauleitplanungen der betroffenen Kommunen geeignete Datengrundlagen ver-
flgbar zu haben.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Bannwaldrodung Uber 5 ha die Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung (vgl. Art. 39 a Abs. 1 Nr.2 BayWaldG)
besteht. Ersatzaufforstungen muissen eine Mindestgré3e von 10 ha haben und eine na-
turnahe Baumartenzusammensetzung aufweisen.

Weiterhin muss abgeklart werden, ob und in welchem Ausmalie Wechselwirkungen zwi-
schen den Uberplanten Flachen und den umliegenden Schutzgebieten, insbesondere dem
Ostlich gelegenen SPA-Gebiet ,Salzach und Inn“ und den FFH-Gebieten ,Salzach und Un-
terer Inn“ bzw. ,Inn und Untere Alz* bestehen.

Die Entwasserungskonzeption fir das Vorhaben ist moglichst bereits vor Aufstellung der
zugehdrigen Bauleitpldne mit den wasserwirtschaftlichen Fachstellen abzustimmen.
Erforderliche Aufforstungen sind im Einvernehmen mit der unteren Forstbehdrde vorzu-

nehmen.

AbschlieBende Hinweise

Die Grundlage fir die landesplanerische Beurteilung bilden die vom Projekttrager vorge-
legten Unterlagen, die Stellungnahmen der am Verfahren beteiligten Trager &ffentlicher
Belange, die im Auftrag des Projekttragers erstellten Gutachten sowie eigene ermittelte
Tatsachen. Diese landesplanerische Beurteilung schlief3t die Bewertung der raumbedeut-

samen Umweltauswirkungen entsprechend dem Planungsstand ein.
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2. Diese landesplanerische Beurteilung greift den im Einzelfall vorgeschriebenen Verwal-
tungsverfahren nicht vor und ersetzt weder danach erforderliche 6ffentlich-rechtliche Ges-
tattungen noch die Bauleitplanung noch privatrechtliche Zustimmungen und Vereinbarun-
gen. Die nachfolgenden Verwaltungsentscheidungen unterliegen als raumbedeutsame
MafRnahmen der Mitteilungspflicht gemaR Art. 26 Abs.1 BayLplG.

3. Diese landesplanerische Beurteilung gilt nur so lange, wie sich ihre Grundlagen nicht we-
sentlich andern. Die Entscheidung Uber die Anderung der Grundlagen trifft die héhere

Landesplanungsbehdrde.

4, Die Beteiligten erhalten eine Kopie dieser landesplanerischen Beurteilung.
5. Diese landesplanerische Beurteilung ergeht kostenfrei (vgl. Art. 32 BayLplG).
gez.

Dr. Kraus



	A.  Ergebnis der landesplanerischen Beurteilung
	I.  Gesamtergebnis
	II.  Maßgaben
	B.  Gegenstand und Verlauf des Verfahrens
	I.  Beschreibung des untersuchten Vorhabens
	II.  Das angewandte Verfahren
	III.  Die Beteiligten

